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Die Kommission 3 des Verfassungsrats (Staatsaufgaben, Finanzen) versammelte sich zum zehnten Mal am 22. August 2001.





Während dieser zweistündigen Sitzung wurde kurz über den Zwischenbericht, welcher an der Plenarsitzung vom 28. September 2001 vorzustellen ist, diskutiert. Danach setzte die Kommission die Beratung diverser Gegenstände, welche ihr obliegen, fort. Aus den Diskussionen ergab sich folgendes:





–	Mutterschaftsversicherung: Im Prinzip zeigt sich die Kommission der Bestimmung im Vorentwurf für eine waadtländische Verfassung vom Juni 2001 hingezogen (dessen Art. 69 Abs. 1 die Errichtung einer Mutterschaftsversicherung in Ermangelung einer eidgenössischen Mutterschaftsversicherung vorsieht); die Kommission macht indes ihren endgültigen Beschluss vom Ergebnis der Beratungen der Herbstsession der Bundesversammlung abhängig.





–	Elternurlaub: Die Kommission verzichtete auf die besondere Erwähnung des elterlichen Urlaubs. Dagegen beschloss sie eine These über die Notwendigkeit der Unterstützung der Eltern: "Die Eltern müssen in ihrer Aufgabe durch differenzierte Massnahmen unterstützt werden."





–	Humanitäre Hilfe: Die Kommission beschliesst folgende These: " Der Staat fördert die humanitäre Hilfe und wirkt bei der Entwicklung und dem Austausch zwischen den Völkern mit. Die Notwendigkeit eines gerechten Handels wird berücksichtigt."





–	Integration der AusländerInnen: Die Kommission wünscht die Genehmigung einer Bestimmung, welche sich an Art. 66 des Waadtländer Verfassungsentwurfs vom Juni 2001 anlehnt, aber in zwei Punkten unterscheidet (Bedeutung der Stellung der Gemeinden und konkretere Formulierung), d.h: "Der Staat und die Gemeinden treffen die Massnahmen für die Aufnahme von Ausländerinnen und Ausländern. Ebenso treffen sie Massnahmen für ihre Integration im gegenseitigen Respekt der Identität und der Werte des Rechtsstaates."





Die Kommission wird ihre nächste Sitzung, teilweise gemeinsam mit der Kommission 2 (Grundrechte und –pflichten, Sozialrecht), am 6. September 2001 halten. Bei dieser Gelegenheit wird sie die Vertreter der Lehrervereinigung und des Vereins "Lire et écrire" und die Gruppe "Erziehung und Bildung" anhören.





